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Bericht und Antrag 
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über Maßnahmen auf dem Gebiet der Unfaliverhütung im Straßenverkehr 
für das Jahr 1971 (Unfallverhütungsbericht — Straßenverkehr 1971) 

— Drucksache VI/3718 — 


A. Problem 

Die Zahl der Verkehrsopfer ist im Bundesgebiet — auch unter 
Berücksichtigung internationaler Vergleichsmaßstäbe — zu 
hoch. 


B. Lösung 

Der Ausschuß schlägt folgende Maßnahmen vor: 

— alsbaldige Vorlage eines Gesamtkonzepts zur Verbesserung 
der Verkehrssicherheit; 

— jährliche Vorlage von Unfallverhütungsberichten mit Aus- 
sagen über künftige Maßnahmen; 

— eine Aufklärungsaktion für Kraftfahrer über verschiedene 
gesetzgeberische Maßnahmen auf dem Gebiete der Ver- 
kehrssicherheit; 

— Ausbau der Unfallforschungsstelle bei der Bundesanstalt für 
Straßenwesen in Köln. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

Die Höhe der Kosten ist abhängig von der Art und Weise, wie 
die Vorschläge des Ausschusses realisiert werden. 
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A. Bericht des Abgeordneten Seefeld 


Der Bericht der Bundesregierung wurde vom Prä- 
sidenten des Deutschen Bundestages mit Schreiben 
vom 14. Februar 1973 gemäß § 76 Abs. 2 der Ge- 
schäftsordnung dem Ausschuß für Verkehr feder- 
führend und dem Ausschuß für Jugend, Familie und 
Gesundheit zur Mitberatung überwiesen. Der Ver- 
kehrsausschuß hat die Vorlage in seinen Sitzungen 
am 21. März und am 6. Juni 1973 behandelt. 

Der Ausschuß hat bei der Beratung der Vorlage 
seine Befriedigung über die sehr umfassende und 
übersichtliche Darstellung des Unfallgeschehens im 
Bundesgebiet zum Ausdruck gebracht. Er nahm fer- 
ner die Erklärung des Vertreters des Bundesver- 
kehrsministeriums zur Kenntnis, daß noch in diesem 
Jahr eine umfassende Konzeption zur Hebung der 
Verkehrssicherheit vor gelegt wird, die mit dem noch 
ausstehenden Unfallverhütungsbericht 1972 verbun- 
den werden soll. Dieser angekündigten Gesamtkon- 
zeption sowie den jährlich vorzulegenden Unfallver- 
hütungsberichten mißt der Ausschuß eine besondere 
verkehrspolitische Bedeutung zu, die auch dadurch 
zum Ausdruck gebracht werden soll, daß beide Vor- 
lagen ausdrücklich in die vorgeschlagene Entschlie- 
ßung aufgenommen wurden. 

Ein Vergleich der deutschen Unfallzahlen mit den- 
jenigen anderer Industriestaaten macht nach Auf- 
fassung des Ausschusses deutlich, daß noch erheb- 
liche Anstrengungen notwendig und möglich sind, 
um die Zahl der Verkehrsopfer zu reduzieren. Neben 
repressiven Maßnahmen, auf die nicht verzichtet 
werden kann, sollte in Zukunft besonderer Wert auf 
Verkehrserziehung und Aufklärung gelegt werden. 
Der Ausschuß hält eine gezielte Aufklärungsaktion 


mit Schwerpunktbildung auf eine Reihe jüngster ge- 
setzgeberischer Maßnahmen für notwendig und er- 
folgversprechend. Besonderer Nachdruck sollte nach 
Auffassung des Ausschusses ferner auf den weiteren 
Ausbau der Unfallforschungsstelle bei der Bundes- 
anstalt für Straßenwesen in Köln gelegt werden. 
Diese beiden Gesichtspunkte sind in der vorge- 
schlagenen Entschließung ebenfalls zum Ausdruck 
gebracht worden. 

Der mitberatende Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit hat empfohlen, die Bundesregierung 
aufzufordern, 

1. die Bemühungen um die Verkehrssicherheit für 
Kinder insbesondere durch Erziehungs- und durch 
Aufklärungsmaßnahmen zu verstärken; 

2. in Zusammenarbeit mit der Wissenschaft und In- 
dustrie Maßnahmen zur Verringerung der Ge- 
fahren zu ergreifen, die im Bereich des Verkehrs 
von Arzneimitteln sowie von Alkohol und Dro- 
genkonsum ausgehen; 

3. die Bemühungen um die Fahrzeugsicherheit zu 
verstärken und 

4. das Unfallrettungswesen zu fördern, damit Ver- 
letzten in Zukunft schneller geholfen werden 
kann. 

Diese Vorschläge wurden vom Verkehrs aussdiuß 
in wesentlichen Punkten in der Entschließung be- 
rücksichtigt und näher konkretisiert. Im übrigen 
stellt der Verkehrs ausschuß fest, daß das Bundes- 
verkehrsministerium sich im Sinne dieser Empfeh- 
lungen bemüht. 


Bonn, den 6. Juni 1973 


Seefeld 

Berichterstatter 
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Drucksache 7/693 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bericht der Bundesregierung in Drucksache VI/3718 wird zur Kenntnis 

genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, 

— dem von ihr angekündigten Gesamtkonzept zur Verbesserung der Ver- 
kehrssicherheit eine besondere Priorität einzuräumen, damit dieses Konzept 
alsbald dem Parlament vorgelegt werden kann; 

— in Zukunft jährlich Unfallverhütungsberichte für den Straßenverkehr zu 
erstatten und diese über den Rückblick hinaus zu einem echten Instrument 
der Fortschreibung der Verkehrssicherheits-Strategie zu machen; 

— zur Erhöhung der Verkehrssicherheit eine umfassende Aufklärungsaktion 
für Kraftfahrer vom Deutschen Verkehrssicherheitsrat durchführen zu las- 
sen, die folgende Schwerpunkte zum Inhalt hat: die sich aus dem 0,8-Pro- 
mille-Gesetz ergebenden Beschränkungen für den Alkoholgenuß vor Fahrt- 
antritt, die Vorteile des Sicherheitsgurtes, die besonderen Pflichten zur 
Rücksichtnahme auf Kinder und die Vorschriften über den Führerschein- 
entzug bei wiederholten Verkehrsverstößen; 

— sich in verstärktem Maße um den personellen Ausbau und um eine finan- 
ziell ausreichende Ausstattung der bei der Bundesanstalt für Straßenwesen 
in Köln eingerichteten Unfallforschungsstelle zu bemühen und bei den 
künftigen Entwürfen des Bundeshaushalts entsprechende Ansätze vorzu- 
sehen. 


Bonn, den 6, Juni 1973 

Der Ausschuß für Verkehr 

Börner Seefeld 

Vorsitzender Berichterstatter 
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